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WÄHLERSTIMMEN DURCH WAHLKÄMPFE? 

EINE ANALYSE DER BUNDESTAGSWAHL 19901) 

Steven E. ~ i n k e l ~ )  und Peter Schrott 

M it Paneldaten zur Bundestagswahl 1990 testen wir ein Modell, das entwickelt wurde, um 
Wahikampfeffekte auf das individuelle Wahlverhalten und den Wahlausgang zu messen. 

Die dominanten Effekte im deutschen Wahlkampf sind einerseits die "Verstärkung" von 
vorhandenen Präferenzen und andererseits die "Aktivierung" latenter Wahldispositionen, die auf 
solch fundamentalen individuellen Eigenschaften wie Parteineigung und Links-Rechts-Ein- 
schätzung basieren. Diese Befunde bestätigen die Lazarsfeld et. al. Studien der frühen vierziger 
Jahre und auch neuere Wahlstudien in den USA. Gleichzeitig zeigen die Analysen, daß im- 
merhin 13 Prozent der Wähler im Laufe des Wahlkampfes "konvertierten", d.h. anders als bei 
ihren ursprünglichen politischen Einstellungen und Wahiabsichten stimmten. Diese Verschie- 
bung war mgunsten der Regierung und wohl dafür verantwortlich, daß ein anf&gliches Kopf- 
an-Kopf-Rennen in einen soliden Sieg der Regierungskoalition mündete. 

U sing national survey panel data collected in Germany during the 1990 federal election 
campaign, we develop a model to assess the effect of the campaign on individual votes 

and the election outcome. We find that the dominant effects of the campaign on German voters 
were the "reinforcement" of earlier preferences and the "activation" of latent vote dispositions 
based on fundamental individual attitudes such as party affiliation and left-right ideology. At 
the Same time, the analysis shows that the number of campaign converts, those who vote 
against their dispositions and prior preferences, was approximately 13 per cent of the 
electorate. The vote division among these individuals was ovenvhelmingly pro-govern- 
ment, suggesting that the 1990 German campaign altered a sufficient number of votes to 
turn what was an even contest, based on the electorate's initial political dispositions, into 
a solid government coalition victory. The results are discussed in terms of their theoretical as 
well as normative implications. 
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1. Einführung 

Die Frage nach Wirkungen von Wahlkämpfen nimmt in der Wahlforschung eine zentrale 
Stellung ein (Graber 1993). Die Analyse von Wahlkampfeffekten gibt uns einen theoretischen 
Einblick in unterschiedliche Aspekte des Wahlverhaltens: wir lernen über den Entscheidungs- 
prozeß beim Wähler; über die Art und Weise, wie die Medien politische Einstellungen prägen 
und verändern; über Informationsverarbeitungsstrategien beim Wähler; und schließlich erfahren 
wir etwas darüber, ob der Wahlausgang von Langzeiteinstellungen und -werten oder aber von 
kontextbedingten Kurzzeiteffekten abhängt (Converse 1962, 1966; Falter/Rattinger 1982; Zaller 
1992). Die Analyse von Wahlkampfeffekten hat auch eine Bedeutung fur die normative 
Einschätzung des politischen Prozesses, da etliche Forscher die These vertreten, daß die In- 
formationen, die während des Wahlkampfes von den Medien vertrieben werden, verzerrt sind, 
täuschen und nur zu erfolgreich den Wähler manipulieren (Alger 1989; Patterson 1989). Und 
schließlich hat das Wissen um die Wahlkampfeffekte auch Implikationen fur die angewandten 
Strategien von Parteien und Politikern: Welche Ressourcen werden wie und wo eingesetzt, um 
die fur den Wahlsieg wichtigen Zielgtuppen effektiv erreichen zu können (Popkin 1992; 
McCubbins 1992). 

Und doch gibt es trotz der zentralen Bedeutung des Themas nur sehr wenige Analysen, die 
explizit die Art und den Umfang von Wahlkampfeffekten untersuchen. Seit den bahnbrechen- 
den Studien der Columbia-Gruppe in den vierziger und Wziger  Jahren (LazarsfeldIBerel- 
son/Gaudet 1944; Berelson/Lazarsfeld/McPhee 1954) dauerte es über zwanzig Jahre bis es 
wiederum eine Studie gab, die Wahlkampfeffekte über den gesamten Wahlkampfzeitraum 
analysierte (MendelsonIO'Keefe 1976; Patterson/McClure 1976; und etwas später Patterson 
1980). Seit dieser Zeit wurden etliche Studien durchgern,  die sich zumeist auf einzelne Fa- 
cetten von Wahlkampfeffekten konzentrierten. Dabei wurden direkte Indikatoren wie 'Zeitpunkt 
der Wahlentscheidung' oder 'Nutzung von Wahlkampfkornmunikation' untersucht (fur einen 
Überblick siehe Graber 199 1 und 1993). Forschungsschwerpunkte waren auch die (Aggregat-) 
Verändemgen im öffentlichen Meinungsbild (Farah/Klein 1989; Frankovic 1993; fur die 
Bundesrepublik siehe auch die Arbeiten von Noelle-Neumann 1983, 1990), oder die 
Kutzzeitveränderungen von Wahlabsichten und Politikerpräferenzen einer gegebenen Wahl 
(Bartels 1993; Markus/Converse 1979; Granberg/Holmberg 1988; Markus 1982; Schrott 
1990a). Diese Studien weisen zwar alle auf vereinzelte Wahlkampfeffekte hin, aber keiner 
dieser Studien gelingt es, den gesamten Wahlkampfeffekt über den Verlauf einer Kampagne 
hinweg zu erfassen. 

Finkel (1993) versuchte das Forschungsinteresse wieder auf die Gesamteffekte eines Wahl- 
kampfes zu fokussieren und entwickelte ein Modell, das auf dem "Aktivierungsprozeß" der 
Columbia-Gruppe (La2arsfeld/Berelson/Gaudet 1944; Berelson/LazarsfeldlMcPhee 1954) be- 
ruht. Nach diesem Modell liegt der Haupteffekt von Wahlkämpfen auf der "Aktiviemg" von 
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bereits vorhandenen fundamentalen Einstellungen und Werten. Lazarsfeld et al. (1944, S. 83- 
84) argumentierten: "Campaigning for votes is not writing on a public tabula rasa; it is showing 
men and women that their votes are a normal and logical and more or less inevitable expression 
of tendencies with which each has already aligned himself'. Für die amerikanische 
Präsidentschaftswahl 1980 zeigt Finkel, daß ein einfaches Wahlkampfaktivierungsmodell (auf 
die Merkmale Rasse, Parteiidentifikation und Akzeptanz der Leistung des Präsidenten basie- 
rend) über 80 Prozent der Wahlentscheidung korrekt vorhersagte. Einstellungen veränderten 
sich während des Wahlkampfes, aber diese tendierten in Richtung Übereinstimmung mit den 
ursprünglichen Dispositionen. Darüber hinaus glichen sich "echte" Wahlenvechsel im Aggregat 
aus, so daß Finkel (1993) mit diesem Modell den Wahlausgang der 1984er und 1988er 
Präsidentenwahl bis auf drei Prozentpunkte genau vorhersagen konnte. Diese Ergebnisse deuten 
darauf hin, daß Wahlkampagnen die Wähler und ihre Wahlentscheidung auf eine Linie mit 
ihren Dispositionen bringen und weniger manipulieren oder oberflächliche Wahlentscheidungen 
bewirken. Vielmehr geben Präsidentschaftskampagnen dem Wähler die Möglichkeit zu einer 
wohlüberlegten und begründbaren Wahlentscheidung, was Gelman und King (1992) als 
"enlightened preferences" beschreiben. 

In diesem Artikel formulieren und testen wir auf dem Aktivierungsprozeß basierende Wahl- 
kampfmodelle im Kontext der Bundestagswahl 1990. Wir wählten die Bundesrepublik und 
speziell diese Wahl aus methodischen und theoretischen Gründen. Wenn der Aktivierungspro- 
zeß, wie z. B. das Konzept des "normal vote" in der Wahlforschung (siehe Converse 1966 für 
die USA und Falter/Rattinger 1982 für die BRD) für den Wahlprozeß generell wichtig ist, darf 
dieser Prozeß nicht nur für ein präsidentielles Wahlsystem Gültigkeit haben. Im Gegenteil, der 
Aktivierungsprozeß sollte in einer Vielzahl von Wahlsystemen operieren, auch wenn einzelne 
Faktoren variieren können. Gleichzeitig kann die Wirkungsweise des Modells auch von gut 
entwickelten Wahlkampf- und Medienorganisationen und natürlich von Verbreitungsgrad und 
Zugang der WLihler zur Wahlkampfkomrnunikation abhängen. Von daher ist die Bundesre- 
publiic ein idealer Ausgangspunkt für die Studie, da das politische System vom amerikanischem 
System völlig abweicht und die BRD zusätzlich ein hochentwickeltes und zunehmend 
differenziertes Mediensystem von Funk- und Printmedien hat. So erreichen die Medien täglich 
über 80 Prozent der Bevölkerung (Schönbach 1991). 

Weiterhin sollte das Aktivierungsmodell, das vorhersagbare (wenn auch 'minimale') Effekte 
postuliert, in einem Kontext möglicher starker Wahlkampfeffekte und medial vermittelter Be- 
obachtungen von Veränderungen in der Bevölkerung getestet werden. Beides trifft für die Wahl 
1990 zu. Während des schwierigen und emotional aufgeladenen Prozesses der Wieder- 
vereinigung von West- und Ostdeutschland gab es ein großes Potential für Meinungsänderun- 
gen aufgrund ständig neuer gesellschaftlicher Ereignisse, die politische Prioritäten, Ängste und 
Hoffnungen schürten (Kaase 1992). Dazu kam, daß die SPD mit Kanzlerkandidat Lafontaine zu 
Beginn des Wahljahres 1990 in den Umfragen fuhrte und dann doch eine deutliche Wahl- 
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niederlage hinnehmen mußte. Es ist klar, daß im Aggregat ein Wechsel der Wahlabsicht ge- 
wöhnlich als ein (oftmals falschlicherweise) Indikator eines Wahlkampf-"Effektes" gehandelt 
wird, so scheint die 1990er Bundestagswahl ein idealer Testgrund unseres Aktivierungsmodells 
zu sein. 

Schließlich haben die Daten der Bundestagswahl 1990 zwei Eigenschaften, die es uns ermög- 
lichen, die gesamte Palette möglicher Wahlkampfeffekte zu testen. Die "heiße" Wahlkampf- 
phase mit Wahlwerbung im Fernsehen, Medienberichterstattung, Diskussionen etc. beginnt je 
nach Übereinstimmung der großen Parteien drei bis sechs Wochen vor den eigentlichen Wahlen 
(Schönbach 1991). Die Daten enthalten nun mehrere Befi-agungswellen, wobei eine Welle im 
Juni 1990, also lange vor und eine Welle während der heißen Wahlkamp@hase zwischen 
Oktober und November durchgeführt wurde. Das heißt, daß etwaige Verschiebungen in der öf- 
fentlichen Meinung den vollen durch den Wahlkampf produzierten Effekt darstellen und meß- 
bar sind. Weiterhin wurde die Frage nach der Wahlabsicht in jeder Welle abgehgt und er- 
möglicht dadurch einen präzisen Test unseres Aktivierungsmodells. 

In unserer Analyse versuchen wir zunächst, die Art und den Umfang der 1990er Wahlkampf- 
effekte festzuhalten und die Ergebnisse (wenn möglich) mit den amerikanischen Befunden 
(Finkel 1993) zu vergleichen. Dann wollen wir verschiedene Aspekte von Wahlkampfeffekten 
genauer beleuchten. So hoffen wir aufieigen zu können, daß die Beziehungen zwischen den 
politischen Dispositionen der Wähler, den Wahlabsichten und den Veränderungen während der 
Wahlkampfieit den Schlüssel zum Verständnis von Art und Ausmaß von Wahlkampfeffekten 
in gegenwärtigen Wahlen halten. Zusätzlich müssen wir die Wähler herausfiltern, die ihre 
Wahlabsicht im Laufe des Wahlkampfes tatsächlich geändert haben. Nicht um die Anzahl der 
Wechselwähler festzuhalten, sondern um ihr Interesse am Wahlkampf sowie ihre politischen 
Merkmale auhdecken. Die Resultate sollen zur Klärung der seit langem bestehenden 
Kontroverse beitragen, ob Wechselwähler über eine politische Kompetenz verfUgen und ob die 
Medien und andere Faktoren zur Stabilität oder Instabilität von Wahlentscheidungen beitragen 
(Converse 1962; NorpotWBaker 1980; Zaller 1992). 

2. Wahlkampfeffekte in der BRD: Modelle, Hypothesen, Daten 

Obwohl die Tradition von Panelstudien in der deutschen Wahlforschung weit zurückreicht, gibt 
es praktisch keine Untersuchungen, die explizit auf den Effekt von Wahlkampfkommunikation 
auf die Wahlentscheidung fokussieren (Kaase 1986; Schönbach 199 1). Wie Schönbach (1 99 1) 
ausfbhrt, konzentriert sich die meiste wahlkarnpfi-elevante Forschung auf solch indirekte Effekte 
wie die Entwicklung von Kandidatenimages (Kepplinger/Dahlern/Brosius 1993; Schrott 1990b; 
Schulz/Kindelmann 1993), Änderungen von Wichtigkeiten politischer Themen oder der 
Themenagenda (KepplingerBrosius 1990), oder Änderungen im sogenannten Meinungsklima 
(Noelle-Neumann 1983). Und obwohl die Anzahl von Wahlkampfanalysen rapide zunimmt, 
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gibt es in der Literatur keine aussagekräftigen Befunde, die eine Veränderung von 
Wahlabsichten auf dem Individualniveau von Anfang bis Ende eines Wahlkampfes nachzeich- 
nen.3) 

Trotz der geringen Zahl von Wahlkampfstudien gibt es eine umfangreiche Literatur zum deut- 
schen Wahlverhaiten, auf die wir uns bei der Formulierung unseres Aktivierungsmodells im 
folgenden stützen können. Während die "Prädispositionen" der Columbia-Studien durch die 
politischen Einstellungen der demographischen Gruppen, denen die Behgten sich zurechneten, 
definiert wurden, zeigen neuere deutsche und amenkanische Studien, daß diese Gruppen- 
zugehörigkeiten deutlich an Bedeutung verlieren (GibowskiKaase 199 1 ; Abramson/Aldrichl 
Rhode 1990)~). Nichtsdestotrotz können grundlegende Merkmale zur Aktivierung von politi- 
schen Dispositionen in der deutschen Literatur gefunden werden. 

Wie in den USA, ist in der Bundesrepublik vor dem Wahlkampf eine starke Parteiidentifikation 
vorhanden, die im Wahlkampf aktiviert werden kann. Parteiidentifikation ist ein Faktor, der 
theoretisch langfistige politische Prädispositionen des Wählers mißt (Campbell et al. 1960). 
Während Forscher in der Bundesrepublik zunächst bezweifelten, daß dieses Konzept 
problemlos auf das deutsche Wahlsystem anzuwenden sei, zeigte sich doch seit den frühen 
achtziger Jahren, daß das Konzept der Parteiidentifikation auch fur die Bundesrepublik funk- 
tional anwendbar ist (Faiterkttinger 1982; Baker et al. 1981; Norpoth 1978). Obwohl neu- 
erdings ein Rückgang der Parteiidentifikation in der Bundesrepublik feststellbar ist (Dalton 
1989), bleiben die Identifikation mit einer Partei und deren Wahl entscheidende Faktoren und 
sind im Vergleich zu den USA auch stärker ausgeprägt (KlingemandWattenberg 1993; Ri- 
chardson 1991). Eine weitere Prädisposition eines Wählers, die im Laufe eines Wahlkampfes 
aktiviert werden kann, ist die Links-Rechts-Selbstidentifikation. Von dieser Links-Rechts-Ein- 
schätzung wird vermutet, daß sie lang£iistige, von der Partei unabhängige ideologische Einstel- 
lungen des Wählers mißt (FuchsIKühnel 1990). 

Variablen, die zum einen politische Themen messen und zum anderen in Bezug zum 
"retrospektiven" Wahlmodell (Fiorina 1981) gesetzt werden können, tauchen ebenfalls in der 
deutschen Wahlforschungsliteratur auf (Kirchgässner 1 989; NorpoWYantek 1 983). Diese Va- 
riablen wurden in unser Aktivierungsmodell mit aufgenommen, da gerade diese Variablen, die 
oft lange vor der heißen Wahlkampfphase gemessen werden, erfolgreich zur Prognose von 
Wahlausgängen herangezogen wurden (Lewis-Beck 1989) und die These bestätigen, daß 
Wahlkämpfe eben diese Effekte auf dem Individualniveau aktivieren können (Finkel 1993; 
Markus 1988). 

Schließlich nehmen wir in unser Modell auch die Beurteilung der Kandidaten auf. Zwar deuten 
Untersuchungen darauf hin, daß Kandidateneinschätzungen im deutschen Wahlkontext nicht so 
wichtig sind wie in den USA (Klingemandwattenberg 1993; Falter/Rattinger 1982), es ist 
jedoch nicht auszuschließen, daß die Wähler bereits vor der heißen Wahlkampfphase dezidierte 
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Seiten hinweg darstellt. Solch ein Wechsel über die Koalitionslhien hinweg kann fur eine 
Veränderung in der Regierung auf Jahre hinaus verantwortlich sein. Darüber hinaus sind in 
unserem Aktivierungsmodell etliche "Referendum-Variablen", die theoretisch auf die Annahme 
oder Ablehnung der Regierung abzielen, wobei es hier nicht daraufankommt welche Partei, die 
größere oder die kleinere in der Regierungskoalition, damit genau gemeint ist Das gleiche gilt 
natürlich auch iÜr die beiden Kanzlerkandidaten. Schließlich hat die Dichotomisierung der 
abhängigen Variable auch methodische Vorzüge, da eine abhängige Variable mit nur zwei 
Kategorien einfacher zu schätzen und auch in einem linearen Wahrscheinlichkeits- oder 
logistischen Regressionsmodell einfacher zu interpretieren ist. 

Hypothesen: Wie aus dem zu schätzenden Modell zu ersehen ist, enthält es Variablen vom Juni 
1990, also deutlich vor der heißen Wahlkampfphase, als auch Variablen der Veränderung von 
Juni zu Oktober-November 1990, als die nächste Welle der Interviews stattfand. Mit solch 
einem Modell können wir testen, ob die Wahlentscheidung von Prädispositionen abhängt, die 
während des Wahlkampfes aktiviert wurden, oder ob sie von einer Veränderung während des 
Wahlkampfes bestimmt ist. Sollte das Aktivierungsmodell Gültigkeit haben, müssen folgende 
Hypothesen bestätigt werden: 

1. Auf dem Individualniveau sind es die politischen Einstellungen vor der Wahlkampfphase, 
die die Wahl letztendlich prognostizieren. 

2. Veränderungen der politischen Einstellungen während des Wahlkampfes sollten die 
(Vorwahlkampf-) Wahlabsicht verstärken. 

Unser Modell läßt einen potentiellen Eiduß von sowohl Vorwahlkampfeinstellungen, als auch 
Wahlkampfveränderungen zu. Tdtionellerweise wurden Wahlkampfeffekte immer mit einer 
Veränderung der Wahlintention über die Zeit hinweg oder aber mit Abweichungen zwischen 
der Wahlintention eines Individuums zu einem gegebenen Zeitpunkt und se iner r i r  
endgüitigen Wahlentscheidung verbunden. Stabile Wahlabsichten und Wahlentscheidungen, die 
mit ursprünglichen Wahlabsichten übereinstimmen, werden mit einem "Verstärkereffekt" des 
Wahlkampfes verbunden. Trifft dies nicht zu, dann spricht man von "Konversion", da In- 
dividuen von einer Partei oder von einem Kandidaten zum anderen wechselten. In der Tat ist 
eine immer häufiger anzutreffende These starker Wahlkampfeffekte derart begriindet, daß die 
Versiärkungen von Dispositionen deshalb substantiell abnehmen, weil Individuen nicht länger 
mit festen Präferenzen, die im Wahlkampf stabil bleiben, in die Wahlkampfieit gehen (Dalton 
1989; SaimoreISaimore 1989). 

Wir untersuchen den Umfang eines Verstärkereffektes iÜr die 1990er Bundestagswahl. Darüber 
hinaus - und dies ist ein wichtiger Aspekt - fokussieren wir die Beziehung zwischen den 
Wahlabsichten und den Wahlkampfaktivierungen im Detail. Wie in Lazarsfeld et al. (1944, 
1954) dargelegt und in Finkel (1993) weiter ausgeführt, hängt der Umfang der Wahlkampf- 
versiärkungen d i i  von den individuellen Präferemn und den Prädispositionen im Aktivie- 
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rungsmodell ab. Wie Berelson, Lazarsfeld und McPhee (1954) argumentieren, "if ... we compare 
those who have the "proper" vote intention with those who, in the early Stages of the campaign, 
intend to vote against the prevailing trend, then we find that the deviants have a tendency to 
return to the fold on election day ...[ w]e can say that the proper vote intention is stronger and 
more durable than the deviant one." Diese Bezeichnung einer politischen "Reaktivierung" 
während des Wahlkampfes führt zu der nächsten Hypothese: 

3. Individuen, deren Präferenzen (Wahlabsichten) und politische Dispositionen (Einstel- 
lungen zu Partei etc.) vor dem Wahlkampf konsistent sind, werden mit einer hohen 
Wahrscheinlichkeit in Einklang mit ihren früheren Präferenzen stimmen. Individuen, 
deren Präferenzen und Dispositionen inkongruent sind, sollten mit einer größeren Wahr- 
scheinlichkeit gegen ihre ursprünglichen Präferenzen (und in Übereinstimmung mit ihren 
Einstellungen) stimmen. 

Diese Hypothese besagt mit anderen Worten, daß die Verstärkung für die Individuen größer 
sein sollte, deren Wahlabsichten und "dispositionierte" Wahl übereinstimmen, als für die In- 
dividuen, deren Präferenz und Dispositionen nicht übereinstimmen. Veränderungen zwischen 
der Verteilung der urspiünglichen Wahlabsicht im Aggregat und der tatsächlichen Wahl sollten 
somit ein vorhersagbares Resultat dieses Reaktivierungsprozesses sein. 

Schließlich können wir mit den deutschen Daten überprüfen, welche Individuen mit ihren ur- 
sprünglichen Dispositionen und Wahlabsichten übereinstimmend wählen und welche Indivi- 
duen im Laufe eines Wahlkampfes tatsächlich ihre Meinung ändern. Die Merkmale von solchen 
Wechselwcihlern sind für Wahlforscher schon seit langem von besonderem Interesse. Lazarsfeld 
et al. (1944) und Converse (1962) beschrieben diese Wähler als Individuen mit "schwachen" 
Prädispositionen, wenig politischem Interesse und politischem Wissen und als solche, die nur 
wenig vom Wahlkampf in den Medien miterleben. Zaller (1989; 1992) deutete auf ein 
komplexes Geflecht zwischen politischer Aufmerksamkeit, Wahlkampfberichterstattung und 
Wechselwählerschaft (beziehungsweise Abweichung von den Parteidispositionen) als 
Erklärungsmodell hin. Diese Beziehungen sind abhängig von der Wichtigkeit der Wahl. 
Politische Wahlen, wie die amerikanische Präsidentschafts- und die deutsche Bundestagswahl, 
sollten eine stärkere Polarisierung in den individuellen Einstellungen zu Kandidaten und Par- 
teien hervorbringen, da die ungeheure Menge an Wahikarnpfinformationen und der geichmä- 
ßige Infonnationsfluß in solchen Wahlkampfkampagnen Individuen eher dazu führen, Meldun- 
gen zu beachten, die mit ihren ursprünglichen Dispositionen übereinstimmen, (Zaller 1992; 
siehe auch Hypothese 2 weiter oben). Darüber hinaus ist dieser Prozeß am stärksten bei solchen 
Wählern, die politisch interessiert sind und viele Wahlkampfinformationen aufnehmen. 
Einstellungsverändeningen, die groß genug sind um ein Individuum zum Wechselwähler zu 
machen, sollten - wenn überhaupt - bei wenig interessierten oder politisch involvierten Wählern 
zu finden sein.6) Dies führt uns zu unserer vierten Hypothese. 
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4. Individuen, die gegen ihre ursprünglichen Präferenzen und Dispositionen stimmen, soll- 
ten a) schwächere ursprüngliche Prädispositionen, b) einen größeren Einstellungswechsel 
während der Wahlkampagne weg von ihren ursprünglichen Prädispositionen und C) 
weniger politisches Interesse und Aufnahme von Wahlkarnpfinfonnationen haben. 

Daten: Die Daten fur unsere Untersuchung stammen von der 1990er Bundestagswahlstudie, 
einem Panel, das von der Forschungsgruppe Wahlen durchgefUhrt wurde.7) Die Daten wurden 
vom Zentralarchiv fur Empirische Sozialforschung der Universität zu Köln aufbereitet und zur 
Verfügung gestellt. Unsere Analysen basieren auf 799 Wählern der vier großen Parteien, die in 
der letzten (Dezember)Welle des Panels und auch im Juni und Oktober/November interviewt 
wurden. Die Wahlentscheidung der Behgten ist mit der tatsächlichen Stimmenverteilung der 
Wahl im Dezember fast identisch. (Dabei konzentrieren wir uns nur auf die alten Bundesländer, 
mit Ausnahme von Berlin, da fur die neuen Bundesländer keine fur unser Modell wichtige 
langfristige Prädispositionen angenommen werden können): 

Wie oben erwähnt, ist die abhängige Variable in unserer Analyse die (dichotomisierte) 
Wahlentscheidung fur eine der Regierungsparteien CDU/CSU/FDP (codiert als 1) oder eine der 
Oppositionsparteien SPD und Grüne (cadiert als 0). Obwohl die Widder der regierenden 
Parteien CDUICSU und FDP in unserer Stichprobe leicht unterrepräsentiert sind, fUhrt eine 
Analyse mit den (repräsentativ) gewichteten Daten praktisch zu den gleichen Erklärungsmu- 
stern. Der Gewichtungsprozeß fUhrte lediglich zu einer leichten Steigerung der "prädispositio- 
nierten" Wahl fur die Regierungsparteien. 

CDUICSU 
FDP 
SPD 

Die Grünen 

Die unabhängigen Variablen repräsentieren Standardrnessungen der jeweiligen Konzepte in der 
deutschen ~ a h l f o r s c h u n ~ . ~ )  Alle Variablen wurden so skaliert, daß positive Werte Pro- 
Regierungs- und negative Werte Pro-Oppositionswerte darstellen. Dabei ist die Null der theo- 
retische neutrale Punkt auf der Skala. Fehlende Werte wurden auf den theoretisch neutralen 
Punkt gesetzt, das heißt m Null recodiert. Parteiidentifikation (Pm) wurde auf einer Skala von 
+5 bis -5 gemessen. Dabei wurde die Parteiidentifikation des Individuums im Falle einer Re- 
gierungspartei mit +1 und im Falle einer Oppositionspartei mit -1 codiert und mit der berichte- 
ten Parteistärke (mit '1' fur sehr schwach bis '5' für sehr stark) multipliziert. Die Behgten, die 
keiner Partei zuneigten oder die angaben, keine Parteiidentifikation m haben, wurden als '0' 
codiert. Die ideologische Links-/Rechts-Identifikation (LR) wurde ebenfalls von -5 (links) bis 

Wahlstudie 1990 
44.2% 
10.1% 
40.3% 
5.4% 

Offizielles Wahlernebnis 
46.3% 
11.1% 
37.8% 
4.8% 
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+5 (rechts) skaliert. Die Perzeption der wirtschaftlichen Lage der Bundesrepublik (NWL) wurde 
auf einer Skala von -2 (die, die glaubten die wirtschaftliche Lage sei sehr schlecht) bis + 2 (die, 
die glaubten die wirtschaftliche Lage sei sehr gut) skaliert. Beurteilungen der Regie- 
rungskompetenz (RK) wurden ebenfalls auf einer Skala von +5 bis -5 gemessen. Dabei sind 
Befragte mit -5 diejenigen, die mit der Leistung der CDU/CSU/FDP-Regierung völlig unzu- 
frieden sind. Individuen mit +5 sind dahingegen komplett zufrieden. Die Beurteilung der beiden 
Kanzlerkandidaten (Kand), Helmut Kohl und Oskar Lafontaine, wurde auf einer Ther- 
mometerskala gemessen. Befragte, die sehr schlecht von dem betreffenden Kandidaten dachten 
wurden mit -5, Befragte, die sehr positiv dachten, mit +5 gemessen. Die in der Analyse benutzte 
Variable ist die Differenz dieser beiden Skalen, wobei positive Werte (die bis +10 gehen 
können) für die Befragten stehen, die Kohl sehr positiv und Lafontaine sehr negativ sehen. 
Negative Werte von -10 stehen für Individuen, die extrem pro Lafontaine und gegen Kohl 
eingestellt sind. 

3. Resultate 

3.1 Aktivierungseffekte im Wahlkampf 1990 
Tabelle I zeigt die Resultate unseres generellen Aktiviemngsmodells mit den Effekten von 
Parteiidentifikation, ideologischer Selbsteinschätzung, Beurteilung der Regierungskompetenz, 
Einschätzung der wirtschaftlichen Lage des Landes und der Differenz der Kandidateneinschät- 
zung der Befragten auf die Wahlabsicht. Im Modell sind die Juniwerte und die Veränderungen 
von Juni zu Oktober/November enthalten. Das Modell wurde mit der verallgemeinerten Me- 
thode der Kleinsten Quadrate für Modelle mit dichotomen abhängigen Variablen geschätzt 
(Aldrich/Nelson 1984). Die nichtstandardisierten Koeffizienten können als direkte Verände- 
rungen in der Wahrscheinlichkeit der Wahl für die Parteien der Regierungskoalition bei der 
Veränderung von einer Einheit in der unabhängigen Variable interpretiert werden. Weiterhin 
kann der Nettoeffekt einer jeden Variablen auf das Niveau der abhängigen Variable (d.h., den 
aggregierten Ausgang der Wahl) berechnet werden, indem der nichtstandardisierte Koeflizient 
mit dem Durchschnitt einer gegebenen unabhängigen Variable multipliziert wird (Achen 1982, 
7 1-73; DenkEnkel 1992)~)  
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Tabeiie 1: Regressionsmodeiie der Wahlentscheidung 1990: Einflüsse von Juni-Ein- 
steiiungen und Juni-Oktober/November Einsteliungsveränderungen 

Geschätzte Wahlentscheidung ftir die Regierungsparteien, Volles Modell:52.7%. 
Geschätzter Nettoeffekt der Wahlkampfveränderungen: 2.2%. 
% korrekt geschätzt, keine Wahlkampfveränderungen: 84%. 
Koeffizienten sind Generalisierte Kleinste Quadrate Schätzer. Standardfehler in Klammem. Die 
abhängige Variable ist wie folgt codiert: 1 fur Wähler einer der Regierungsparteien und 0 fur 
Wähler der Oppositionsparteien. Koeffizienten mit * sind signifikant auf dem .05 Niveau 
(zweiseitig). Die Anzahl der Fälle ist 799. 
Quelle: Wahlstudie 1990 Panel, Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim. 

Variable 

Juni PID 

APID 

Juni LR 

ALR 

Juni NWL 

ANWL 

Juni RK 

ARK 

Juni KAND 

AKAND 

Konstante 

Angepaßtes R~ 

Durchschnitt 

-.I7 

.19 

.I 1 

-.01 

.97 

.oo 

1.24 

.45 

-.30 

1.16 

b 

.09 1 * 
(.003) 
.050* 

(.OO 1) 

.007* 
(.002) 

.007* 
(.002) 

.008 
(.008) 

.002 
(.007) 
.002 

(.004) 

.OOO 
(.003) 

.006* 
(.002) 

.010* 
(.002) 

.510 

.54 

Beta 

.62 

.22 

.03 

.03 

.O 1 

.oo 

.O 1 

.OO 

.06 

.07 

Aggregateffekt 
(Durchschnitt) 

-.015 

.010 

.001 

.OOO 

.008 

.ooo 

.002 

.OOO 

-.002 

.012 
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Wie die Durchschnittswerte der unabhängigen Variable in Spalte 1 der Tabelle zeigen, sind die 
politischen Dispositionen der Befragten im Juni geteilt: Die Werte für Parteiidentifikation und 
Kandidateneinschätzung waren im Durchschnitt pro Opposition, die Verteilung der Links- 
Rechts-Einstellung favorisierte schwach die Regierungsparteien. Die Einschätzungen der Re- 
gierungskompetenz sowie der nationalen wirtschaftlichen Lage favorisierten deutlich die Re- 
gierungsparteien. Die in der Tabelle dargestellten Ergebnisse deuten auch darauf hin, daß die 
Einstellungsveränderungen im Laufe der Wahlkampagne die Regierungsparteien favorisierten. 
Während die Durchschnittswerte der Kandidateneinschätzung, der Regierungskompetenz und 
der Parteiidentifikation sich in einer positiven Richtung veränderten, blieben die Durch- 
schnittswerte der ideologischen Links-Rechts-Einschätzung und der Einschätzungen der wirt- 
schaftlichen Lage im Pnnzip unverändert. Diese Resultate bestätigen andere Befunde, die auf- 
zeigten, daß das deutsche Elektorat die Regierungskompetenz (besonders bezüglich des Wie- 
dervereinigungsthemas) und die Kanzlereinschätzungen zum Ende der Wahlkampagne hin 
positiver beurteilten (Küchler 1991 ; Schulz/Kindelman 1993). 

Welche Bedeutung hatten die relativen Effekte der ursprünglichen politischen Dispositionen 
und ihrer Veränderungen über die Wahlkampagne hinweg und wie wirken sich diese Befunde 
auf Aktivierung und Konversion im Wahlkampf aus? Die Tabelle unterstützt einmal die Akti- 
vierungsthese und zeigt darüber hinaus weitere interessante Befunde auf. Die starken Effekte 
der Juni-Parteiidentifikation auf dem Individualniveau deuten auf eine Aktivierung hin. Dies ist 
auch der stärkste Effekt auf die eventuelle Wahlentscheidung im Dezember. Auch die anderen 
Juni-Variablen, die ideologische Identifikation und die Kandidatenpräferenzen, liegen auf dieser 
Linie. Die Effekte der Juni-Einschätzungen bezüglich der Regierungskompetenz und der 
nationalen wirtschaftlichen Lage sind dagegen sowohl auf der Individualebene als auch auf den 
aggregierten Wahlausgang vernachlässigbar. Die prognostische Stärke des Aktivierungsmodells 

kann dadurch erfaßt werden, daß die Änderungsvariableil iin Modell auf '0' gesetzt werden, das 
heißt, es wird kein Wahlkampfeffekt angenommen. Mit den anderen Variablen wird eine 
Wahlabsicht mit den Werten aus Tabelle 1 Dieses Vorgehen resultierte in einer 
korrekten Prognose von 84 Prozent der Stichprobe. Somit wurde die erste Hypothese bestätigt 
und alles deutet darauf hin, daß für die Mehrheit der deutschen Waler  der Haupteffekt der 
Wahlkampagne darin bestand, ihre politische Dispositionen aus der Vonvahlkampfzeit zu 
aktivieren. Dieser Prognosewert ist praktisch identisch mit dem, den Finkel (1993) für die USA 
fand. Somit deutet alles darauf hin, daß der Aktivierungsprozeß in Wahlen beider Länder 
gleichermaßen stattfindet. 

Gleichzeitig zeigt Tabelle 1 ,  daß die Änderungen während der Wahlkampfzeit (und zwar An- 
derungen in der Parteiidentifikation, der Ideologie und der Kandidatenpräferenzen) signifikante 
Einflüsse auf die Wahl darstellen. Dabei wirken sich die hderungen in Parteiidentifikationen 
und Kandidatenpräferenzen neben der Juni-Parteiidentifikation im Modell am stärksten aus. 
Dies deutet auf einen Einfluß der Wahlkampagne auf die Wahlabsicht (zugunsten der 
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Regierung), sofern diese Variablen zwischen Juni und November sich veränderten. Insgesamt 
war der Effekt einer wahlkampfbedingten Konversion auf die Individualabsicht allerdings stark 
begrenzt, da die Änderungen der politischen Einstellungen in erster Linie die politischen 
Dispositionen der meisten Individuen verstärkte. l  l )  Während also die nicht standardisierten 
Koeffizienten der Änderungsvariablen von Tabelle 1 eine potentielle Konversion im großen 
Stile aufzeigen, war diese Art von Effekt in der 1990er Wahl nicht weit verbreitet. 2, 

3.2 Wahlkampfeffekte und Wahlausgang 1990 
Auf dem Aggregatniveau weisen die Ergebnisse von Tabelle 1 auf einen stärkeren Effekt hin. 
Zu Beginn der Wahlkampagne prognostizierte unser Modell in etwa einen 50 / 50 Wahlausgang 
zwischen den Regierungs- und Oppositionsparteien, wobei die Vorteile auf seiten der 
Regierung durch die ideologischen Dispositionen und die Perzeption der Regierungskompetenz 
und der wirtschaftlichen Lage (abzulesen an dem positiven Durchschnitt und dem Aggre- 
gateffekt dieser Variablen in Tabelle 1) durch die Vorteile der Opposition (negative Durch- 
schnitte und Einfluß) bei der Parteiidentifikation und Kandidateneinstellungen aufgehoben 
wurde. Am Ende der Wahlkampagne resultierte der Nettoeffekt der Pro-Regierungsverände- 
rungen in der öffentlichen Meinung (die beiden Kanzlerkandidaten und Parteiidentifikation 
betreffend) in einem Zugewinn des aggregierten Regierungsstimmenanteils von 2,2 ~rozent.' 3, 

Diese Zahl liegt innerhalb der plus-minus drei bis vier Prozentpunkte, die auch bei anderen 
Untersuchungen gefunden wurde, wobei in diesem Fall der "echte" Effekt größer war, als in 
allen bisherigen Analysen. Aus der Perspektive des Aktivierungsmodelles gesehen, hat die 
Wahlkampagne 1990 eine genügend starke Anzahl von Stimmen dahin verändert, daß eine 
anfängliche Pattsituation nun in einen soliden Regierungssieg umfunktioniert wurde. In diesem 
Sinne hatte die Wahlkampagne, (wie klein auch immer der Effekt auf dem Individualniveau 
war), große politische Konsequenzen. 

Nachdem wir bisher gezeigt haben, daß unser Aktivierungsmodell sowohl auf dem Individual- 
als auch auf dem Aggregatniveau die Wahl relativ genau vorhersagt, wenden wir uns im 
nächsten Abschnitt mehr traditionellen " Wahlkampfeffekten" wie dem Umfang der Verstärkung 
und der Änderung der Wahlabsicht zu. 

3.3 Verstärkereffekte bei der Bundestagswahll990 
Wie oben erwähnt, haben mehrere Untersuchungen große Veränderungen in der aggregierten 
Wahlabsicht während des Wahlkampfes 1990 festgestellt. So verlor der Oppositionskandidat 
Oskar Lafontaine im Sommer und Herbst 1990 deutlich an Führung, die er noch Ende 1989 und 
Anfang des Jahres 1990 innehatte (Kaase 1992; Küchler 1991). Entwicklungen in der ag- 
gregierten Wahlabsicht sagen jedoch nichts über eventuelle Verstärkereffekte aus. Analysen auf 
dem Individualniveau sind notwendig, um effektive Veränderungen während des Wahlkampfes 
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festzuhalten. Nachfolgend berichten wir über unsere Ergebnisse bezüglich eines 
Verstärkereffektes in der 1990er Wahikampagne. Zunächst präsentieren wir unsere Resultate 
h r  jede der vier Parteien in Tabelle 2 und zeigen anschließend auf, welche Individuen für die 
jeweilige Koalitionspartei wählten, die sie schon frühzeitig in der Wahkampagne präferierten. 

Die ersten beiden Spalten in Tabelle 2 zeigen den Umfang der Unterstützung für jede der vier 
Parteien während der Juni-Umfrage sowie den Prozentsatz der Befragten, die diese Partei im 
Dezember walten. Diese Befunde bestätigen für den Juni eine Führung der SPD und Grünen. 
Die Unterstützung für beide Parteien addieren sich zu 50 Prozent, während 44,4 Prozent die 
CDUICSU oder die FDP unterstützten. Die verbleibenden Befragten waren unentschieden. Die 
tatsächlich berichtete Wahlentscheidung (wie in der letzten Spalte der Tabelle zu sehen) war 
54,3 Prozent für die Regierungsparteien und 45,7 Prozent für die Opposition. Offensichtlich gab 
es whhrend der Wahikampagne Veränderungen in der Wahlabsicht. 

Tabelle 2: Wahl im Dezember bei Juni-Wahlabsicht (Alle Parteien) 

Die Anzahl der Falle ist 799 Wjhler der 4 großen Parteien. 
* Die Juni-Parteiunterstützung addiert sich aufgrund der "unentschiedenen Wähler" nicht auf 100 Prozent. 

Die Tabelle 2 zeigt auch, daß der Umfang der Verstärkung von Parteipräferenzen relativ hoch 
war. Die zweite Spalte der Tabelle zeigt, daß die zwei großen Parteien mit 74 Prozent für die 
SPD und 85 Prozent für die CDU "verstärkt" wurden, während die zwei kleineren Parteien von 
etwa 58 Prozent ihrer Juni-Anhänger weiterhin unterstützt wurden. Insgesamt sind es fast drei 
Viertel (72,7 Prozent) der Wählerschaft, die letztendlich für die Partei stimmten, für die sie 
bereits im Juni optierten. Und diese drei Viertel entsprechen ungefähr 77 Prozent all derer, die 
sich im Juni bereits für eine Partei entschieden (das heißt, die nicht entschiedenen im Juni sind 
ausgenommen). Diese Verstärkerrate ist sogar noch größer, wenn man die vier Parteien in zwei 
Blöcke "Regierung" und "Opposition" einteilt. Die dritte Spalte zeigt die Befunde dieser 
l'Blockverstärkung" (Granbergmolmberg 1988) und diese Ergebnisse sprechen für sich. Die 
Blockverstärkung trifft mit fast identischer Stärke und extrem hoch auf die FDP und die Grünen 
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zu. 85 Prozent all derer, die eine dieser Parteien unterstützen, wählten letztendlich diese Partei 
oder die Partei des Blockes. Auch für die zwei großen Parteien ist die Blockverstärkung noch 
etwas höher, als die "reine" Verstärkung, die wir in Spalte 2 darstellen. Allerdings ist die Anzahl 
derjenigen, die im Juni eine der großen Parteien unterstützen, um im Dezember eine kleinere zu 
wählen, deutlich limitiert. Insgesamt stimmen 81 Prozent der gesamten Stichprobe oder 85 
Prozent all derer, die im Juni schon einer Partei zuneigten, entweder fur die Partei, die sie im 
Juni bereits unterstützen, oder aber für den prospektiven Koalitionspartner. 

Das gleiche Muster (wohl auch aufgrund der Tatsache, daß die kleineren Parteien eine fast 
identische Verteilung von "reiner" und "Block"-Verstärkung haben) zeigt sich für die Parteien, 
wenn sie in Koalitionsgruppen eingeteilt sind. Tabelle 3 verdeutlicht die Beziehung zwischen 
der Juni-Wahlabsicht und der Wahlentscheidung im Dezember. Hier zeigt sich auch deutlich 
der Umfang des Verstärkereffektes und der Umfang und die Richtung der wahlkampfbedingten 
Veränderungen der Wahlabsicht. 

Tabelle 3: Regierungs-/Oppositionswahl bei Juni-Wahlabsicht 

Einerseits, wie oben angemerkt, haben 81 Prozent aller Beli-agten entsprechend ihrer Juni- 
Neigungen im Dezember abgestimmt. Andererseits zeigt der Unterschied zwischen der Ände- 
rungsrate fur die Regierung und die Opposition, daß die CDU/CSU/FDP-Koalition offensicht- 
lich eine bessere Wahlkampagne führte. Fast 21 Prozent der Juni-Anhänger der Opposition 
entschieden sich für eine der Regierungsparteien. Dagegen schaffte es die Opposition lediglich 
bei acht Prozent, deren ursprüngliche Wahlabsicht fur eine der Regierungsparteien in eine Wahl 
für eine der Oppositionsparteien umzuwandeln. Die Analyse dieser selbstberichteten 
Wahlabsicht deutet folglich darauf hin, daß größere Wahlkarnpfeffekte, als wir in unserem 
Wahlkarnpfaktivierungsmodell darstellten, stattgefunden haben. 

Wahlabsicht im Juni 

3.4 Verstärkung, Aktivierung und Konversion bei der Bundestagswahl1990 
Unsere These war, daß der Aktivierungsprozeß selbst einen starken Einfluß auf den Umfang der 
wahlkampfbedingten Verstärkung und der Änderung der Wählerpräferenzen hat. Sollte diese 
Hypothese zutreffen, dann sollten die Individuen, die "konvertierten" (siehe Tabelle 3), 
diejenigen Wähler sein, deren ursprüngliche Wahlabsichten und Prädispositionen inkongruent 
waren. Da der Wahlkampf ihre ursprünglichen Dispositionen "reaktivierte", muß sich ihre 

Wahl 

Opposition 
79.3% 
20.8% 
50.1% 

Opposition 
Regierung 
Gesamt 

Unentschieden 
45.5% 
54.5% 
5.5% 

Regierung 
7.9% 

92.1% 
44.4% 

Gesamt 
45.7% 
54.3% 
N=799 
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Wahlentscheidung letztendlich von der ursprünglichen Wahlabsicht unterscheiden. Gleichzeitig 
sollten Individuen, deren ursprüngliche Wahlabsichten und Prädispositionen kongruent waren, 
für die Partei oder die Koalitionsgruppe stimmen, die sie schon zu Beginn der Wahlkampagne 
favorisierten. Wir zeigen die Resultate dieser Analyse in Tabelle 4 und die Befunde 
verdeutlichen, wie die 1990er Wahlkampagne die Wähler beeinflußte und letztendlich zu einem 
Stimmengewinn für die Regierungsparteien führte. 

Tabelle 4 beinhaltet die Zusammenfassung von Verstärkung, Aktivierung und Konversion in 
der 1990er Bundestagswahl. Wir benutzen die "prognostizierte" Wahl der in Tabelle 1 enthal- 
tenen Werte, um den Umfang der Wahikampfaktivierung zu schätzen. Die erste Reihe zeigt die 
Befragten, deren Wahlpräferenz im Juni konsistent mit ihrer "prognostizierten Wahl" war. Die 
zweite Reihe beinhaltet die Befragten, deren Wahlabsicht inkonsistent mit ihrer "prognos- 
tizierten Wahl " war und die dritte Reihe zeigt die Wähler, die im Juni noch unentschlossen wa- 
ren. 

Tabelle 4: Verstärkung, Aktivierung und Konversion bei der Bundestagswahi 1990 

Die Tabelle zeigt zunächst, daß der Umfang der "Verstärkung" im Wahikampf direkt davon 
abhängt, ob diese Präferenzen konsistent oder inkonsistent mit den Prädispositionen oder der 
"prognostizierten Wahl" im Juni waren. Wenn die Wahlabsicht und die Dispositionen kongru- 

ent sind, dann findet Verstärkung zu nahezu 90 Prozent statt. Wenn Wahlabsicht und Disposi- 

Anzahl 
Reihenprozentwerte 
Gesamtprozentwerte 

Juni-Wahiabsicht 
Konsistent mit Dispositionen 

Inkonsistent mit Dispositionen 

Unentschieden 

Wahl im Dezember 
Konsistent mit 
Juni Dispositionen 

620 
87.2% 
77.6% 
(Verstärkung) 

20 
45.5% 
2.5% 

(Re-Aktivierung) 

30 
68.2% 
3.8% 

(Aktivierung) 

Inkonsistent mit 
Juni Dispositionen 

9 1 
12.8% 
1 1.4% 
(Konversion) 

24 
54.5% 
3.0% 

(Verstärkung) 

14 
31.8% 

1.8% 
(Konversion) 
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tionen inkongruent sind, findet die Verstärkung nur bei etwas über der Hälfte dieser Behgten 
statt. Auch diese Zahlen sind nahezu identisch mit denen im amerikanischen Kontext (Finkel 
1993). Dies deutet darauf hin, daß die Interaktion zwischen berichteten Wahlabsichten und 
politischen Prädispositionen einen mächtigen generellen Determinanten einer Wahlkarnpfier- 
stärkung darstellt. 

Ein weiterer Befund ist, daß Wahlkämpfe die latenten Wahlabsichten von etwa der Hälfte der 
Individuen, deren ursprüngliche Präferenzen und Dispositionen inkonsistent waren, "reakti- 
vieren". In dieser Wahl waren dies nur etwa sechs Prozent der gesamten Stichprobe. Dennoch 
sind 90 Prozent dieser Gruppe prognostizierte Wähler der Regierungskoalition. Der Wahlkampf 
führte dazu, daß die Hälfte dieser Befragten gegen ihre ursprüngliche Wahlabsicht (die fur die 
Opposition war) stimmten, da ihre Prädispositionen über den Verlauf des Wahlkampfes 
reaktiviert wurden. Das heißt, daß zumindest ein Teil dieser Bewegung in der Wechsel- 
wählerschaft ein vorhersagbarer Effekt der Wahlkampfieaktivierung war. Ein weiterer vorher- 
sagbarer Wahlkampfeffekt ist die relativ hohe Rate der Wahlkampfaktivierung fur die unent- 
schlossenen Wähler. 70 Prozent dieser Befi-agten wählen in Übereinstimmung mit ihren Juni- 
Dispositionen. Auch hier beinhaltet die Anzahl der unentschlossenen Wähler im Juni nur etwa 
sechs Prozent des Elektorats, aber auch diese Wähler waren disproportional pro Regierung in 
ihren Prädispositionen. Ein genauer Blick auf die "prognostizierte Wahl" der unentschlossenen 
Behgten zeigte, daß 70 Prozent davon als Regierungswähler prognostiziert wurden und der 
Aktivierungsprozeß darin bestand, daß die meisten dieser Individuen in Übereinstimmung mit 
ihren Prädispositionen wählten. 

Zusammengenommen prognostizieren die Verstärker- und Aktivierungsprozesse etwa 87 Pro- 
zent der Wählerstimmen in der 1990er Wahl. Diese extrem hohe Zahl entspricht etwa dem 
USA-Wahlkampf von 1980 (Finkel 1993). Weiterhin hatte ein Großteil der "aktivierten" und 
"reaktivierten" Wähler in dieser Wahl Pro-Regierungs-Dispositionen. Von daher war ein 
Großteil der Wechselwähler ein vorhersagbares Resultat dieser Prozesse. Aber die Tatsache, 
daß ein Großteil der Wahlabsicht vorhergesagt werden kann, sollte nicht darüber hinwegtäu- 
schen, daß eine immerhin signifikante Anzahl von Individuen gegen ihre ursprünglichen Präfe- 
renzen und ihre "prädispositionierte" Wahl stimmten. Tabelle 4 zeigt, daß der Anteil dieser 
echten Wahlkampfkonvertierer etwas über 13 Prozent des Elektorats ausmachte. Diese Wähler 
waren diejenigen, die vom Wahlkampf in einer nicht vorhersagbaren Weise beeinflußt wurden 
und auch dieser Anteil war überwiegend pro Regierung: Von 105 Wählern, die gegen ihre ur- 
sprünglichen Wahlabsichten und Prädispositionen stimmten, wählten 68 (oder 84,8 Prozent) fur 
eine der Parteien in der Regierungskoalition. Anders formuliert können diese Befunde da- 
hingehend interpretiert werden, daß die Parteien in der Regierungskoalition erfolgreich waren, 
ihre Anhänger zu mobilisieren, während dies der Opposition nur sehr viel weniger gelang. So 
war die Rate der Verstärkung der Behgten, die im Juni pro Regierung waren, etwa 92 Prozent, 
während die der Oppositionsanhänger nur 82 Prozent betrug. Das heißt, eine der "unvor- 
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hersagbaren" Wahlkampfeffekte ist die Fähigkeit der Parteien, die Wähler, deren Präferenzen 
und Dispositionen zu ihren Gunsten ist, letztendlich auch zu mobilisieren. In der Wahl 1990 war 
die Regierung deutlich erfolgreicher als die Opposition, ihre Anhänger zu mobilisieren und dies 
resultierte in einem ("unvorhersagbaren") Nettoeffekt von vier Prozent. 4, 

3.5. Wer konvertiert während eines Wahlkampfes? 
Unsere Analysen ergaben, daß etwa 13 Prozent der Wähler in einer nicht vorhersagbaren Weise 
im Laufe der Wahlkampagne ihre Wahlabsicht veränderten. Im Gegensatz zu den USA sind 
diese 13 Prozent jedoch nicht gleichmaig auf Regierungs- und Oppositionsparteien verteilt. 
Von daher kann man sagen, daß diese Konversion der Schlüssel zu Erklärung des aggregierten 
Wahlausgangs der Bundestagswahl 1990 ist. Geht man davon aus, daß diese "Wechselwähler" 
einen disproportionalen Einfluß auf den Wahlausgang haben, ist es von besonderer Bedeutung, 
wer während der Wahlkampagne konvertiert, das heißt, wie diese Wählerschaft zusammenge- 
setzt ist. In Tabelle 5 zeigen wir die Durchschnittswerte einer Reihe von theoretisch interessan- 
ten Variablen für Befragte, die während der Wahlkampagne "konvertierten", und für Befragte, 
die entsprechend ihrer Dispositionen und politischen Einstellungen gewählt haben. 

Tabelle 5: Vergleich zwischen "stabilen" Wählern und wahlkarnpfbedingten 
Wechselwählern 

T-Werte mit * signifikant auf .05 Niveau (zweiseitig). T-Werte mit + signifikant auf .10 Niveau (zweiseitig). 
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Genauer gesagt, teilt die Tabelle die Wahler zunächst in solche, die fur die Regierung und in 
solche, die fur die Opposition gewählt haben, ein. Innerhalb jeder dieser Wählergruppen ist die 
Stichprobe weiterhin in "konvertierte" (die, die gegen ihre Präferenzen und Prädispositionen 
gewählt haben) und in "stabile" Wähler (das heißt, Behgte, deren Juni-Präferenzen und 
Dispositionen mit der Wahl kongruent waren) eingeteilt. Das Muster ist eindeutig. Unter den 
eventuellen Regierungswählem zeigen die Konvertierer ursprüngliche Dispositionen zugunsten 
der Opposition, hatten jedoch relativ schwächere Dispositionen als die stabilen ~ ä h l e r . ~  Bei 
den Konvertierem findet man auch einen größeren Effekt eines Pro-Regierungs-Wechsels in 
Parteiidentifikation, Kandidateneinstellungen und ideologischer Links-Rechts-Plazierung mit 
einem gleichzeitig niederen Niveau von Wahlkampfkommunikationsnutzung, Bildung und 
politischem Interesse. Das gleiche Muster gilt für letztendliche Oppositionswähler. Die 
Resultate bestätigen die Analysen von Lazarsfeld et al. (1944; 1948) und von einer neueren 
Studie von Zaller (1992), der die zunehmende Abschwächung von Parteineigungen in 
amerikanischen Präsidentschafkwahlen untersuchte: Die Wahl gegen die ursprünglichen Prä- 
dispositionen findet man gewöhnlicherweise bei den Wählern mit einer geringeren Nutzung von 
Wahlkampfkornmunikation und geringerem politischen Interesse. Darüber hinaus gehen die 
Konvertierer mit schwächeren Prädispositionen in den Wahlkampf und man findet unter ihnen 
stärkere Veränderungen der politischen Einstellungen, die die Wahlabsicht beeinflussen. 
Während also im großen und ganzen die Wählerschaft in einer vorhersagbaren Weise reagiert, 
gibt es doch eine nicht unbeträchtliche Anzahl von Wählern, die schwache Dispositionen haben, 
schlecht informiert sind und die ihre Stimme in einer Art und Weise abgeben, die nicht 
vorhersagbar ist. In der 1990er Bundestagswahlkampagne wurden diese Wähler disproportional 
in das Lager der Regierungsparteien gezogen und haben damit für ein Weiterbestehen dieser 
Regierungskoalition gesorgt. 

6. Zusammenfassung und Diskussion 

Das Ziel unserer Analyse war, die Art und den Umfang der Wahlkampfeffekte in der deutschen 
Bundestagswahl1990 zu beschreiben und einige mehr generelle Thesen zu Wahlkampfeffekten 
auf der Individualebene und den Wahlausgang zu testen. Wir formulierten ein relativ einfaches 
Aktivierungsmodell, um die Effekte der Phase vor dem heißen Wahlkampf und die Effekte des 
heißen Wahlkampfes selbst, also die Veränderungen, zu erfassen. Wir fanden, daß die 
politischen Einstellungen im Juni zur Parteiidentifikation, ideologischer Links-Rechts- 
Plazierung und zu den Einschätzungen der Kanzlerkandidaten den Wahlausgang zu 84 Prozent 
genau vorhersagte. Einstellungsveränderungen, die während des Wahlkampfes stattfanden, 
tendierten zur Verstärkung der ursprünglichen Dispositionen des Wählers und von daher waren 
die Wahlkampfeffekte der Konversion stark limitiert. Die Konversionen, die jedoch stattfanden, 
favorisierten überproportional die Regierungsparteien und W e n  dazu, daß eine relativ enge 
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"Flexibilität" im Wahlprozeß hin (Berelson et al. 1954; GranberglHolmberg 1 988). Darüber 
hinaus ist die Tatsache, daß die Nutzung von Massenmedien und das generelle Interesse an 
Wahlkampfkomrnunikation den Wahlprozeß stabilisiert, sicherlich eine beruhigende Nachricht 
fu, die, die den Medien und der Instrurnentalisierung der Medien durch die Politiker eine 
Schwächung des Wahlprozesses zuschreiben. Dennoch sind die Charakteristika der Wechsel- 
wähler nicht gerade beruhigend, da unsere Daten darauf hindeuten, daß die Parteiwechsler 
während der 1990er Wahlkampagne viele Merkmale teilen: niedrige Bildung, geringes politi- 
sches Interesse, geringe Mediennutzung. Diese Charakteristika werden schon seit den 1940er 
Jahren (Lazarsfeld et al. 1944) beklagt. In dieser Wahl, in der zu Beginn der Wahlkampagne ein 
enges Kopf an Kopf Rennen angesagt war, wurde die These von Converse (1962) wieder 
bestätigt, daß es die am wenigsten informierten Wähler zu sein scheinen, die das kritische 
Zünglein an der Waage (durch Einstellungsverändeningen im Wahlkampf) für den Wahlaus- 
gang sind. 

Anmerkungen 

1) Die Autoren danken Michael Meffert und Annette Hanisch fur ihre hilfi-eiche Unterstützung 
bei diesem Projekt. 

2) Steven E. Finkel ist Associate Professor an der Universität von Virginia in Charlottesville, 
USA. Der Beitrag entstand während eines Aufenthaltes als Gastprofessor bei ZUMA im 
Sommer 1993. 

3) Es gibt einige Analysen, die Kurzzeitveränderungen von Wahlabsichten auf dem Indivi- 
dualniveau (Schrnitt-BecklSchrott, 1994; Schrott 1990a) und auf dem Aggregatniveau 
(Kepplingerh3rosius 1990) finden. Allerdings ist uns keine Studie bekannt, die den Gesamt- 
wahlkampfeffekt erfaßt. 

4) Auch unsere empirischen Untersuchungen bestätigen die Befunde, daß traditionell wichtige 
demographische Faktoren wie Religion, Kirchgang, Alter und Bildung statistisch insignifikante 
Faktoren waren, die 1990er Wahl zu erklären. 

5) Eigentlich handelt es sich bei der CDUICSU um zwei Parteien. Aufgrund eines Parteiab- 
kornmens tritt die CDU aber nicht in Bayern und die CSU nicht in den anderen Bundesländern 
an. 

6) Norpoth und Baker (1980) bestätigen die "WechselwählerM-Hypothese fur deutsche 
Bundestagswahlen. Sie zeigen, daß Individuen mit niedrigen Mediennutzungsniveaus häufiger 
von einer Wahl zur anderen die Wahlabsicht ändern. Unsere Analyse untersucht vergleichbare 
Prozesse, allerdings innerhalb einer Wahlkampagne. 
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7) Zusammen mit Max Kaase, Hans-Dieter Klingemann (beide Berlin), Manfied Küchler 
(New York), Franz Urban Pappi (Mannheim) und Holly Semetko (Michigan). 

8) Wir folgen Füheren Untersuchungen und analysieren lediglich die sogenannte 
"Zweitstimme". Die Zweitstimme ist die Stimme für die Partei und bestimmt letztendlich die 
Sitzverteilung im Bundestag. 

9) Wie Finkel(1993) a n w  produzieren diese "ImpactM-Analysen den Nettoeffekt einer un- 
abhängigen Variable auf das Niveau einer abhängigen Variable im Vergleich zu einer hypo- 
thetischen "neutralen" Wählerschaft. Das heißt, alle Individuen bekommen eine hypothetische 
'0' auf einer bestimmten unabhängigen Variable. Der Effekt der Wechselvariablen gibt an, 
wieviel wahlkampfbedingte Veränderung tatsächlich in der Stichprobe (verglichen mit einer 
hypothetischen Wählerschaft ohne Veränderung in der Wahlkampfperiode) stattfand. 

10) Diese Prozedur generiert eine prognostizierte Wahlentscheidung für jeden einzelnen Be- 
hgten. Die Werte '>.5' wurden als Wahlabstimmung für die Regierung prognostiziert und die 
Werte '<.5' als Wahlabsicht für eine der Oppositionsparteien. 

11) Eine prognostizierte Wahlabsicht (inklusive der Änderungsvariablen) wurde für jeden Be- 
hg ten  berechnet. Eine Korrelation zwischen der Prä- und Postwahikampfiyahncheinlichkeit 
belief sich auf '9. 

12) Die Ergebnisse einer Regression der Juni-Einstellungen auf die Oktober/November-Ein- 
stellungen verdeutlichen, daß die Oktober-November Kandidateneinstellungen eine Funktion 
der Juni-Einschätzung dieser Variable sowie der Parteiidentifikation und Links-/Rechts-Ein- 
stellung im Juni sind. Dies deutet darauf hin, daß die Individuen, die im Juni bereits pro Re- 
gierung waren, im Laufe des Wahlkampfes ihre ursprüngliche Einstellung festigten. Ein ähnli- 
ches Muster zeigt sich für die Variablen PID und L-R-Einschätzung: Wenn politische Disposi- 
tionen pro Regierung oder pro Opposition waren, dann verändern sich die politischen Ein- 
schätzungen in die gleiche Richtung. 

13) Die Koeffizienten des vollen GKQ-Modells ergeben einen geschätzten Wahlanteil von 52,7 
Prozent für die Regierung. Davon sind 2,2 Prozent direkt den Einstellungsänderungen der 
Wahikampfperiode zuzuschreiben. Der tatsächliche Stimmenanteil der Regierungsparteien war 
54,3 Prozent und von daher ist es möglich, daß die 1,6 Prozent-Differenz zwischen der ge- 
schätzten und tatsächlichen Wahlentscheidung ebenfalls ein Resultat unspezifischer Wahl- 
kampffaktoren ist. Das würde den "totalen Wahlkampfeffekt" auf 3,8 Prozent heben. Es ist al- 
lerdings auch möglich, daß die Differenz ein Produkt des Gewichtungsprozesses der GKQ- 
Schätzung ist. Möglicherweise führt die Berechnung des Durchschnitts der abhängigen Variable 
durch die unabhängigen Variablen in der Gleichung y = C ( b j X j ) zu leichten mathematischen 
Diskrepanzen. 
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14) Da die 105 Wähler 13,2 Prozent der gesamten Stichprobe repräsentieren und die Regierung 
davon 64,8 Prozent der Stimmen erhielt, ist der Prozentsatz der Pro-Regierungs-Konvertierten 
8,6 Prozent (.648 X 13.2). Die Prozentzahl der Pro-Oppositions-Konvertierten in der Stichprobe 
war 4,6 Prozent (.352 X 13.2) und der Nettoeffekt zugunsten der Regierung war genau 4 
Prozent. Die Individuen, deren Juni-Präferenzen verstärkt wurden (obwohl sie gegen ihre 
Dispositionen gerichtet waren), wählten disproportional die Opposition und dies erklärt, warum 
der gesamte Wahlkampfeffekt für alle Individuen, die gegen ihre Juni-Disposition wählten 
(siehe Diskussion der Tabellen 1 und 2), nur 2,2 Prozent betrug. 

15) Die Variable "Stärke der Dispositionen" wurde so gebildet, daß Werte, die (auf der 
"dispositionierten" Wahlentscheidung) entweder sehr groß (pro Regierung) oder sehr klein (pro 
Opposition) waren, große Werte auf dieser Stärkevariable erhielten und Werte, die nahe l.5' 
waren, kleine Werte auf dieser Stärkevariable erhielten. 
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Anhang 

Fragen, die in der Analyse verwendet wurden: (2. Wellel3. Welle der ZA-Studie 1919; 
"Wahlstudie 1990 (Panel)") 

Parteiidentifjkation (V313N474) 
"Viele Leute in der Bundesrepublik neigen längere Zeit einer bestimmten politischen Partei zu, 
obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: neigen Sie - ganz 
allgemein gesprochen einer bestimmten Partei zu? Wenn ja, welcher?" 

Stärke der Parteiidentifikation (V314N475) 
"Wie stark oder wie schwach neigen Sie - alles zusammengenommen - dieser Partei zu?" 

Links-Rechts-Ideologie (V276N439) 
"Es gibt eine Reihe von Begriffen, die man immer wieder hört, wenn von den politischen Par- 
teien die Rede ist, z.B. "links " und "rechts". (...) und nun hätten wir noch gerne von Ihnen ge- 
wußt, wo Sie sich selbst einstufen." 

Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der Bundesrepublik (V208N361) 
"Wie beurteilen Sie ganz allgemein die heutige wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik? Ist 
sie sehr gut, gut, teils gutlteils schlecht, schlecht oder sehr schlecht?" 

Einschätzung der Regierung (V187N340) 
"Sind Sie mit dem, was die jetzige CDUICSUIFDP-Regierung in Bonn geleistet hat eher zu- 
fiieden oder eher unzufrieden? " 

Kandidateneinschähng 
"Was halten Sie von Helmut Kohl?" (V 1941347) 
"Was halten Sie von Oskar Lafontaine?" (V1 99N352) 

Wahlabsicht (V171N326) 
"Und welche Partei würden Sie wählen?" 

Wahl (V490 aus 4. Welie) 
"Und welche Partei haben Sie gewählt?" 

Fernsehnulzung 
"An wievielen Tagen in der vergangenen Woche haben Sie Nachrichten im Fernsehen gese- 
hen?" (V2871445) 
"Haben Sie sich für Meldungen über Politik in den Fernsehnachrichten sehr stark, stark, etwas, 
kaum oder gar nicht interessiert?" (V289N447) 
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Nutzung der Tageszeitung 
"An wievielen Tagen in der vergangenen Woche haben Sie eine überregionale Tageszeitung 
gelesen, wie z.B. die Frankfurter Allgemeine (FAZ), Die Welt, Süddeutsche, taz, Frankfurter 
Rundschau, aber BILD-Zeitung nicht eingeschlossen?" (V2921452) 
"Haben Sie sich dabei für den politischen Teil der Tageszeitung sehr stark, stark, etwas, kaum 
oder gar nicht interessiert?" (V2931453) 

Bildung (V304N465) 
"Welchen Schulabschluß haben Sie?" 

Politisches Interesse (V1681322) 
"Einmal ganz allgemein gesprochen - interessieren Sie sich für Politik?" 




